Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4723 


11. 02. 76 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Lenzer, Pfeffermann, Benz, Engelsberger, Dr. Franz, Roser, 
Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, Dr. Stavenhagen, Frau Dr. Walz 
und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Datenverarbeitung und Nachrichtentechnik 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Ver- 
zahnung der Datenverarbeitung und des Nachrichten- 
wesens zu Verbund-Systemen eine wesentliche struktur- 
politische Bedeutung für die Rationalisierungs- und Wachs- 
tumsmöglichkeiten aller Bereiche der Volkswirtschaft hat? 

2. Hält die Bundesregierung die Einschätzung für zutreffend, 
daß Telekommunikations-Verbund-Systeme besonders ge- 
eignet sind, im lohnintensiven öffentlichen und privaten 
Dienstleistungsbereich Kostensenkungen und Rationalisie- 
rungsfortschritte herbeizuführen? 

3. Wie schätzt die Bundesregierung die bisher erzielten Ra- 
tionalisierungsfortschritte im Dienstleistungsbereich durch 
Einsatz von Telekommunikations-Verbund-Systemen in der 
Bundesrepublik bei einem Vergleich mit anderen hochent- 
wickelten Industriestaaten ein (USA, Kanada, Japan, 
Schweden)? 

4. Hält die Bundesregierung die Geschwindigkeit, mit der 
gegenwärtig Verbund-Systeme zum Einsatz gelangen, für 
ausreichend: 

— in der öffentlichen Verwaltung, 

— im Bildungs- und Erziehungswesen, 

— im Postwesen, 

— im Straßengüterverkehr, 

— im Bank-, Finanz- und Versicherungsgewerbe sowie 

— im Bereich der freiberuflich Tätigen (z. B. Ärzte, Archi- 
tekten, Handelsvertreter)? 

5. Ist die Bundesregierung davon überzeugt, daß das Tempo, 
mit der sich Telekommunikationsdienste in Qualität und 
Quantität auf den einzelnen Märkten durchsetzen lassen, 
ausreicht, um der Bundesrepublik nicht nur die inter- 
nationale Wettbewerbsfähigkeit in einem zentralen Sek- 
tor der Zukunftstechnologie zu sichern, sondern auch die 
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Gewähr dafür bietet, daß alle Chancen der volkswirt- 
schaftlichen Rationalisierung und Optimierung in einer 
Phase umfassender Umstellungsprozesse in der Volkswirt- 
schaft genutzt werden können? 

6. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß der 
wettbewerbsorientierte Datenverarbeitungsmarkt und der 
durch das Fernmeldemonopol gekennzeichnete Fernmelde- 
markt nach unterschiedlichen Grundsätzen organisiert ist? 

7. Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, angesichts 
des veränderten volkswirtschaftlichen und wirtschaftspoli- 
tischen Stellenwerts von Datenverarbeitung und Nachrich- 
tenwesen eine integrierte Strukturpolitik für beide Sek- 
toren zu entwickeln? 

8. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Deut- 
sche Bundespost eine außerordentliche und immer stärker 
werdende Verantwortung für die Entwicklung des tech- 
nischen Fortschritts in der Bundesrepublik Deutschland 
trägt, die weit über die traditionelle Aufgabenstellung der 
Deutschen Bundespost im Funk- und Fernmeldewesen hin- 
ausreicht und zunehmend alle Informations- und Kommu- 
nikationsmedien erfaßt? 

9. Wie beurteilt die Bundesregierung unter dem Aspekt einer 
integrierten DV- und Fernmeldepolitik die Tatsache, daß 
die Deutsche Bundespost z. B. durch die Verordnung über 
den Hauptanschluß für Direktruf (Direktrufverordnung) 
ihre Regulierungsfunktionen auf den Bereich der Datenver- 
arbeitung ausdehnt? 

10. Wie beurteilt die Bundesregierung insbesondere, 

— daß Zusatzeinrichtungen zur Übertragung von Daten 
posteigen sein müssen, so daß private Hersteller von 
Zusatzeinrichtungen - insbesondere kleine und mittlere 
Hersteller - in ihren unternehmerischen Entwicklungs- 
möglichkeiten behindert werden, weil sie von den Be- 
schaffungsaufträgen der Deutschen Bundespost abhän- 
gig gemacht worden sind, 

— daß die Regelungsbefugnis der Deutschen Bundespost 
auf sämtliche Endeinrichtungen einschließlich der Daten- 
verarbeitungsanlagen ausgedehnt worden ist, so daß für 
alle Endeinrichtungen eine Zulassungs- und Anschluß- 
genehmigung durch die Deutsche Bundespost eingeholt 
werden muß, mit der Folge, daß sowohl auf den Her- 
steller- als auch auf den Benutzermärkten eine Regulie- 
rung des Wettbewerbs durch die Deutsche Bundespost 
stattfindet? 

1 1 . Wie beurteilt die Bundesregierung weiterhin, 

— daß durch die Direktrufverordnung verlangt wird, daß 
die Anschließung von Endeinrichtungen an das öffent- 
liche Leitungsnetz durch die Deutsche Bundespost er- 
folgen muß und daß die Installation und Wartung von 
Endeinrichtungen durch private Unternehmen erfolgen 
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muß, die der Bundespost ihre Fachkunde nachweisen 
müssen, so daß durch die Deutsche Bundespost eine 
Regulierung des Marktzugangs vorgenommen wird, 

— daß von der Deutschen Bundespost die Entstehung pri- 
vater Datenübertragungsnetze zwischen verschiedenen 
Teilnehmern, d. h. der sogenannte Rechnerverbund zwi- 
schen verschiedenen Unternehmen verhindert wird, 
wodurch es kleinen und mittleren Unternehmen unmög- 
lich gemacht wird, sich zwecks gemeinsamer Nutzung 
von Datenverarbeitungsanlagen zusammenzuschließen? 

12. Wie bewertet die Bundesregierung die Regelungen der 
Deutschen Bundespost auf dem Datenverarbeitungssektor 
im Rahmen der ordnungs- und wettbewerbspolitischen Vor- 
stellungen ihrer Wirtschaftspolitik? 

13. Wie beurteilt die Bundesregierung die Rückwirkungen der 
Regelungen der Deutschen Bundespost auf die DV-Förder- 
politik des Bundesministeriums für Forschung und Tech- 
nologie? 

14. Wie bewertet die Bundesregierung die Regelungen der 
Deutschen Bundespost angesichts der im 2. Datenverarbei- 
tungsprogramm verfolgten Zielsetzung, eine stärkere und 
breitere Anwendung der Datenverarbeitung in Wirtschaft, 
Verwaltung und Wissenschaft als Instrument der Rationa- 
lisierung und Leistungssteigerung zu erreichen? 

15. Wie bewertet die Bundesregierung die mit den Regelun- 
gen der Deutschen Bundespost verbundenen Marktzu- 
gangs- und Wettbewerbsbeschränkungen angesichts dei 
im 2. Datenverarbeitungsprogramm verfolgten Zielsetzung, 
ausgewogene Wettbewerbsverhältnisse auf dem stark ex- 
pandierenden Datenverärbeitungsmarkt herzustellen? 

16. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Ver- 
dienste, die die Deutsche Bundespost sich durch die Schaf- 
fung eines leistungsfähigen Fernmeldewesens, das sich 
durch eine hohe Betriebssicherheit und Betriebsgüte aus- 
zeichnet, dadurch gefährdet werden könnten, daß die Rege- 
lungen des Fernmeldeanlagengesetzes von 1928 und seiner 
Folgeverordnungen, die sich für das traditionelle Dienst- 
leistungsangebot der Deutschen Bundespost im Grundsatz 
bewährt haben, nunmehr - ohne die erforderliche Anpas- 
sung an neue Technologien und Nutzungsmöglichkeiten - 
undifferenziert übertragen werden? 

17. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die übertragungs- 
kosten bei Datenverarbeitungs- Verbund-Systemen auf- 
grund der hohen Fernmeldegebühren inzwischen die 
gleiche Höhe wie die DV-Systemkosten erreichen und zum 
Teil bereits 75 Prozent der Gesamtkosten ausmachen? 

18. Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Wissen- 
schaftlichen Beirates beim Bundeswirtschaftsministerium, 
daß die aus Gründen der Subventionierung anderer Dienst- 
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leistungsbereiche der Deutschen Bundespost überhöhten 
Fernmeldegebühren zur Fehlleitung volkswirtschaftlicher 
Ressourcen, d. h. zur Behinderung der Rationalisierungs- 
und Wachstumsmöglichkeiten in allen Bereichen der Volks- 
wirtschaft führen, und stimmt die Bundesregierung der Auf- 
fassung zu, daß die Höhe der Fernmeldegebühren auch zur 
Behinderung der von der Bundesregierung geförderten Ent- 
wicklung der Datenverarbeitung führt? 

19. Hält die Bundesregierung daran fest, daß die in einzelnen 
Dienstleistungsbereichen der Deutschen Bundespost auf- 
grund politischer Auflagen eingetretenen Defizite auch in 
Zukunft durch Einnahmeüberschüsse im Fernmeldebereich 
ausgeglichen werden müssen oder ist sie bereit, den Vor- 
rang fiskalischer Zielsetzungen zugunsten einer verbesser- 
ten volkswirtschaftlichen Ressourcensteuerung aufzu- 
geben? 

20. Sieht die Bundesregierung in einer noch stärkeren zeit- 
lichen Differenzierung der Fernmeldegebühren eine Mög- 
lichkeit, eine bessere Auslastung der öffentlichen Leitungs- 
netze zu erreichen? 

21. Sieht die Bundesregierung in einer stärkeren dienstlei- 
stungsspezifischen Differenzierung der Fernmeldegebühren 
eine Möglichkeit, den Anreiz für die Nutzung von Daten- 
verarbeitung- Verbund-Systemen zu verbessern? 

22. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß dem hohen 
Innovationstempo in der Datenverarbeitungsindustrie eine 
vergleichsweise langsame Einführung von technischen 
Neuerungen im Fernmeldewesen gegenübersteht, und zieht 
sie daraus die grundsätzliche Schlußfolgerung, daß der 
Innovationsprozeß im Fernmeldewesen beschleunigt wer- 
den muß, wenn die Datenverarbeitung einen optimalen 
Beitrag zur volkswirtschaftlichen Leistungssteigerung lei- 
sten soll? 

23. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß die 
Deutsche Bundespost durch die Formulierung technische 
Anforderungen auf allen Beschaffungsmärkten des Fern- 
meldewesens, aber auch durch Festlegung von Zulassungs- 
bedingungen für Fernmeldeendgeräte ihren Einfluß auf die 
Innovation und die Produktion von Fernmeldeeinrichtun- 
gen und -geräten ausübt, und ist die Bundesregierung be- 
reit, die Reichweite des Einflusses der Deutschen Bundes- 
post im Interesse einer Verbesserung des Innovations- 
klimas und einer Beschleunigung des Innovationstempos 
im Fernmeldewesen grundsätzlich zu überprüfen? 

24. Wie beurteilt die Bundesregierung unter dem Innovations- 
aspekt die Wettbewerbssituation auf den Beschaffungs- 
märkten der Deutschen Bundespost im Bereich des Fern- 
meldewesens und den sonstigen von der Bundespost regu- 
lierten Fernmeldemärkten, und hält es die Bundesregierung 
für erforderlich, den Marktzugang für kleine und mittlere 
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Unternehmen im Interesse einer Steigerung des Leistungs- 
wettbewerbs und der technischen Innovation zu erleich- 
tern? 

25. Was gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, um 
die Beschaffungsmärkte der nationalen Fernmeldeverwal- 
tungen innerhalb der Europäischen Gemeinschaft im Inter- 
esse einer Steigerung des Leistungswettbewerbs und einer 
Verbesserung der Innovationsbedingungen zu öffnen, und 
ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen der Euro- 
päischen Gemeinschaft auf eine wechselseitige Öffnung 
der nationalen Märkte hinzuwirken? 

26. Erblickt die Bundesregierung in der Carterfone-Entschei- 
dung der Federal Communications Comission (FCC) der 
Vereinigten Staaten von Amerika, die eine Liberalisierung 
hinsichtlich der Anschlußmöglichkeiten von Endgeräten an 
die Fernmeldenetze zur Folge hatte, eine politische Wei- 
chenstellung, der auch für die Weiterentwicklung des Be- 
nutzungsrechts im Fernmeldewesen der Bundesrepublik im 
Hinblick auf die Möglichkeit, die Regulierung von Märkten 
abzuschaffen und bessere Innovationsbedingungen herzu- 
stellen, grundsätzliche Bedeutung beizumessen ist? 

27. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Kon- 
zessionierung privater Common-Carrier-Gesellschaften für 
bestimmte Dienstleistungsbereiche des Fernmeldewesens, 
z. B. in Österreich, in Kanada oder in den USA, zu einer 
Verbesserung der Innovationsbedingungen und zu einer 
Steigerung der Wirtschaftlichkeit im Fernmeldewesen bei- 
getragen hat? 

28. Sieht die Bundesregierung in der Konzessionierung priva- 
ter Common-Carrier-Gesellschaften für bestimmte Dienst- 
leistungsbereiche des Fernmeldewesens eine Möglichkeit, 
die Leistungsfähigkeit des Fernmeldewesens zu steigern, 
die Innovation zu verbessern sowie die Entwicklung der 
Fernmeldegebühren in Grenzen zu halten, und ist die Bun- 
desregierung bereit, die Durchführung entsprechender 
Modellversuche zu prüfen (z. B. die Konzessionierung von 
privaten Gesellschaften für Städte-Ruf-Systeme, für den 
Nutzdienst oder andere Dienstleistungen, die die Deutsche 
Bundespost entweder selbst bereits erbringt oder die 
private Interessen zusätzlich anbieten möchten)? 

29. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die volks- 
wirtschaftliche Bedeutung der DV-Kommunikationsmedien 
eine kontinuierliche politische Abstimmung zwischen Wirt- 
schaftspolitik, DV-Politik und Fernmeldepolitik erforderlich 
macht? 

30. Zieht die Bundesregierung daraus den Schluß, daß die For- 
schungs- und Förderprogramme im DV-Bereich mit den 
Entwicklungs- und Investitionsprogrammen im Fern- 
meldewesen sachlich und zeitlich im Sinne einer integrier- 
ten Strukturpolitik aufeinander abzustimmen sind? 
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31. Ist auch das von der Deutschen Bundespost geplante und 
in Vorbereitung befindliche Elektronische Datenvermitt- 
lungs-System (EDS) in den einzelnen Ausbaustufen zeitlich 
und sachlich mit allen fachlich unmittelbar berührten Res- 
sorts, insbesondere mit dem Bundesministerium für Wirt- 
schaft, dem Bundesministerium für Forschung und Techno- 
logie und dem Bundesministerium des Innern abgestimmt 
worden? 

32. Hält die Bundesregierung die institutionellen und recht- 
lichen Voraussetzungen für die Entwicklung einer inte- 
grierten Strukturpolitik für den Bereich von Datenverar- 
beitung und Fernmeldewesen gegenwärtig für ausreichend 
oder hält sie es z. B. für notwendig, das Postverwaltungs- 
gesetz zu novellieren, das ein Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft nur bei Gebührenregelungen 
und ein Einvernehmen mit dem Bundesministerium des 
Innern nur bei Fragen des öffentlichen Dienstrechts und 
des Besoldungsrechts vorschreibt, hingegen z. B. eine Be- 
teiligung des Bundesministeriums für Forschung und Tech- 
nologie überhaupt nicht vorsieht? 


Bonn, den 11. Februar 1976 


Lenzer 

Pfeffermann 

Benz 

Engelsberger 
Dr. Franz 
Roser 

Dr. Freiherr Spies von Büllesheim 
Dr. Stavenhagen 
Frau Dr. Walz 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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